
Und immer aktuelles: www.rechtaufstadt-freiburg.de

F re i b u rg – S t a d t fü r A l l e ? ! N o v e m b e r 2 0 1 5 N r 3 8

„RECHT-AUF-STADT“-NETZWERK-TREFFEN
Jeden 2. Freitag im Monat um 20.30 Uhr. Alle
Interessierten sind herzlich eingeladen!
www.rechtaufstadt-freiburg.de

Die letzte Dekade ist geprägt von ständigen Angriffen auf
die sozialen und politischen Rechte und der Schaffung von
mehr Armut und Prekarität. Die Deregulierung des
Wohnungsmarktes seit Kohl, die Agenda 2010 unter Rot-
Grün. Die beschlossene Einschränkung des Streikrechts
und Handelsabkommen wie TTIP und Co. – das alles folgt
demselben Muster: Die aus Kämpfen entstanden
Errungenschaften für ein besseres Leben der Arbeitenden,
Erwerbslosen, BürgerInnen und Nicht-BürgerInnen werden
eingeschränkt oder abgeschafft. Rechte werden restriktiver,
Sozialleistungen werden gekürzt und marktförmig
organisiert. Ausgrenzungen werden geschaffen, und dies ist
kein Betriebsunfall, sondern die Logik des Kapitalismus
und dessen Krisen.

Gesetze und ihre Mittel werden bei Flüchtlingen zuerst
angewendet und geschaut, ob die Gesellschaft bereit ist, die
jeweilige Einschränkung hinzunehmen.
Ein Beispiel sind die bekannten 1 -Euro-Jobs. Diese gab es
bereits vor den Hartz-IV Gesetzen bei den Flüchtlingen.
Nennenswerte Widerstände gab es nicht. Denn: „So lange
es mich nicht selber betrifft, ist es mir egal“. So wurden sie
dann Jahre später für Erwerbslose eingeführt.

EU-BürgerInnen, Flüchtlinge
Das Aussetzen des europäischen Fürsorgeabkommens
durch die Bundesregierung, das EU-BürgerInnen wie
„InländerInnen“ in der sozialen Absicherung eigentlich
gleichstellt, geht in die gleiche Richtung. Es ist ein Kampf
gegen Arme und der Versuch, Menschen in 1 ./2./3 . Klasse
einzuteilen und gegeneinander in Stellung zu bringen.
Diese rassistische Politik wird mit Begriffen wie
„Armutszuwanderung“ oder „Sozialtourismus“ begleitet.

Der Umgang mit Flüchtlingen ist Teil des Kampfes gegen
Arme und von sozialem Ausschluss betroffene Menschen.
Erwerbslose und Flüchtlinge haben viel gemeinsam. Alle
stehen unter dem Druck, ihre Existenz sichern und
legitimieren zu müssen, und werden dabei eben auch
staatlicherseits angegriffen und versucht gegeneinander
auszuspielen. Das neue „Asyl-Gesetz“ steht unter dem
Motto: „Wer nicht geht, wird ausgehungert“
(Abschiebung) und wer nützlich ist, darf bleiben. Die
Hartz-Gesetze waren begleitet vom Schlagwort: „Wer nicht
arbeitet, soll auch nicht essen“ (Arbeitszwang), so der
damalige Wirtschaftsminister Müntefering (SPD). Also
anstatt sich gegeneinander auszuspielen und aushungern zu
lassen, lieber gemeinsam kämpfen!

TERMINE:

- 10.11. 19 Uhr | Treffen des Freiburger Forums aktiv

gegen Ausgrenzung, Rasthaus, Adlerstr. 12

- 13.11. 20.30 Uhr | Recht aufStadt – Netzwerktreffen

| Mietshäuser-Syndikatsbüro, Adlerstr. 12

Solidarität statt Niedriglöhne und Mietexplosion -
Wer hier wirklich gegen wen kämpft

Auch die Wohnungsfrage wird immer
mehr zur sozialen Frage. Die Antwort
der Politik ist ein Mittelstand- und
Oberschicht-Befriedigungs-Programm
(Mietpreisbremse, neue Wohnungen nicht
unter 10€/m²). Selbst die „Immowelt“ titelte: „Sozialer
Wohnungsbau ade – Staat fördert Wohneigentum für
Mittelschicht“. Der Bestand an Sozialwohnungen ging
zwischen 2002 und 2013 um mehr als eine Million auf
1 ,4 Mio. Wohnungen zurück. Die Logik dahinter:
„Wohnungen für die Reichen, dann fällt auch ein
bisschen was für die anderen ab.“ Diese krude These vom
Sickereffekt wird sich nicht bestätigen. Verbesserungen
müssen erkämpft werden!
Die Süddeutsche Zeitung erklärte treffend: "Der
Verteilungskampffindet also nicht zwischen Flüchtlingen
und Obdachlosen statt. Sondern zwischen Reich und
Arm."

Die Frage nach „sozialem Wohnungsbau“ kommt in
Bewegung, gerade weil die Flüchtlinge hier sind. Der alte
„soziale Wohnungsbau“ allein hilft aber nicht. Ideen wie
die des Mietshäuser-Syndikats, mit mehr
MieterInnenmitbestimmung und vor allem dauerhaft
niedrigeren Mieten, gehen in die richtige Richtung.
Eine andere Gesellschaft, die auf Solidarität aufbaut,
braucht Druck von unten – von uns!

Soziale Kämpfe sind hierzulande leider selten.
Innenminister De Maizière empörte sich jüngst, dass
Flüchtlinge sich nicht mit den miesen Zuständen in den
Lagern zufrieden geben und sich für ein würdevolles
Leben einsetzten. Das ist ungewohnt in Deutschland, aber
ermutigend. Lasst uns solidarisch miteinander für bessere
Lebensverhältnisse kämpfen, weltweit!

„RECHT-AUF-STADT“-NEWSLETTER
Mit unserem RaS-Newsletter informieren wir 2-3 mal
im Monat über „Recht auf Stadt“ Themen. Wer Infos
will, einfach Email an info@rechtaufstadt-freiburg.de



STADT-FÜ R-ALLE-N ACH RI CH TEN (Rückblick vom 1 5. September bis 1 5. Oktober)

Weiterführende Links zu den Meldungen findet ihr wie immer auf der Homepage www.rechtaufstadt-freiburg.de

2014 WAREN 335.000 MENSCHEN OHNE
WOHNUNG
Nach Schätzungen der
Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe
(BAG W) waren im Jahr 2014 335.000
Menschen wohnungslos. Gesetzlich erfasst wird
die Zahl nicht. 1 /3 der Wohnungslosen haben
einen Migrationshintergrund. Die Zahl derer, die
ohne jede Unterkunft auf der Straße leben, stieg
seit 2012 um 50% auf ca. 39.000 im Jahr 2014.
Allein im Jahr 2014 gab es 33.000
Wohnungsverluste durch Zwangsräumungen.
Die Zahl derer, die ihre Wohnung aus Angst vor
Zwangsräumung verließen, liegt um ein
Vielfaches höher. Die BAG W prognostiziert
von 2015 bis 2018 sogar einen weiteren
Zuwachs um 200.000, auf dann 536.000
wohnungslose Menschen.

SOZIALTICKET JETZT!
Mittlerweile 71 Gruppierungen, Initiativen und
Organisationen unterstützen die Forderung nach
der Einführung eines Sozialtickets. Die meisten
großen Wohlfahrtsverbände allerdings fehlen.
Der Freiburger Gemeinderat weigert sich
beharrlich, das Recht auf Mobilität auch für
ärmere Menschen zu fördern. In Baden-
Württemberg haben z.B. Stuttgart, Karlsruhe,
Mannheim, Heilbronn, Ulm, Tübingen,
Heidelberg und Konstanz ein Sozialticket.

Mitgliedsbeitrag bei einem Mieterverein. So z.B.
in Hannover, Köln, Hamburg, Dortmund,
Dresden und Kiel. Teilweise kann so die
Wohnsituation verbessert werden, auch für
Personen, die es sonst schwer haben, ihr Recht
durchzusetzen - etwa bei Schimmel in der
Wohnung. Viele VermieterInnen würden sonst
darauf vertrauen, so Stephan Lohoff vom
Mieterbund Hannover, dass arme MieterInnen
sich nicht mit Mietrechtsfragen auskennen und
dass die Ämter keine Zeit haben, falsche
Angaben zu überprüfen.

CHINA: RENTNERINNEN NEHMEN SICH
RAUM ZUM TANZEN
Rund 100 Millionen RentnerInnen nehmen sich
in China, Schätzungen der Medien zufolge,
täglich öffentlichen Raum zum Tanzen. Die
älteren Herrschaften sind im ganzen Land aktiv,
schieben schon einmal Autos zur Seite, wenn
diese im Weg stehen, und lassen sich auch was
die Lautstärke angeht nicht gerne einschränken.
Der Staat versucht die Massenveranstaltungen
zu gängeln und in geregelte Bahnen zu leiten
und erstellte deshalb eine Liste von zwölf
„korrekten“ Tänzen. Die rüstigen RentnerInnen
lassen sich bisher aber wohl nicht auf Linie
bringen.

[FR] STADTBAU VERSUCHT SOZIALEN
WOHNUNGSBAU ZU DISKREDITIEREN
Seitdem der Gemeinderat im Mai mit nur einer
Stimme Mehrheit beschlossen hat, dass bei
zukünftigen Bauprojekten eine 50%-Quote von
gefördertem Mietwohnungsbau gelten soll,
hetzten Stadtbau (FSB), Wohnungsbauwirtschaft
und die Grünen gegen diesen Beschluss. Nun
antwortete die FSB auf einen Brief des
Bauvereins „Wem gehört die Stadt“ aus dem
Mietshäusersyndikat, das u.a. unter Berufung
auf das Baugebiet Gutleutmatten ausgeführt hat,
dass sich geförderter und gebundener
Mietwohnungsbau durchaus lohnt. In der
Antwort stellt die FSB das Ganze weiter als
unwirtschaftlich dar. Wer rechnet, kommt zum
Ergebnis: Die FSB setzt von vornherein drei
Prozent Eigenkapitalverzinsung voraus. Wird
nicht ganz so viel Profit erzielt, spricht die FSB
dann plötzlich von Verlust, obwohl man trotz
alledem mit günstigeren Mieten auch mit 50%
Quote noch Gewinn machen kann.

[FR] SKANDALWOHNHEIM CAMPO NOVO
Das private Studierendenwohnheim Campo
Novo bleibt in den Schlagzeilen. So unterstützt
die Basisgewerkschaft FAU immer noch 14
polnische Bauarbeiter, die das Wohnheim mit
errichteten, aber keinen oder kaum Lohn
erhielten. Nun werden auch noch zukünftige
MieterInnen rechtswidrig abgezockt. Seit Juni
gilt eigentlich das Bestellerprinzip, was
bedeutet, dass die Partei den Makler zahlt, die
ihn bestellt hat, also meist nicht die Mieterin.
Beriefen sich potenzielle NeumieterInnen bei
Campo Novo hierauf und weigerten sich zwei
Kaltmieten Provision zu zahlen, sollten sie
stattdessen eine Servicegebühr von sage und
schreibe 470 Euro zahlen.

KOSTENÜBERNAHME VON
MITGLIEDSBEITRÄGEN IM
MIETERVEREIN FÜR ERWERBSLOSE
Einige Kommunen zahlen Erwerbslosen mit
wenig Geld bei Problemen mit dem Vermieter
über das Jobcenter für ein Jahr den

RIESEN-KOALITION BESCHLIESST
AUSGRENZUNGSPROGRAMM GEGEN
FLÜCHTLINGE
Eine ganz große Koalition aus CDU/ CSU,
SPD und Grünen hat in Bundestag und
Bundesrat eine massive
Asylrechtsverschärfung verabschiedet. U.a.
sieht sie die Unterbringung in Sammellagern
für bis zu 6 Monate vor. Flüchtlinge aus
vermeintlich "sicheren Herkunftsstaaten"
sollen bis zu ihrer Abschiebung die Lager gar
nicht mehr verlassen dürfen. Für sie sind auch
der Arbeitsmarkt und sogenannte
Integrationskurse verschlossen.
Abschiebungen sollen grundsätzlich nicht
mehr angekündigt werden, sodass die Angst
vor der nächtlichen Abholung zum
Dauerzustand wird. Ferner wird es u.a. für
Personen, die nicht an ihrer eigenen
Abschiebung mitwirken, Leistungskürzungen
unterhalb des physischen und soziokulturellen
Existenzminimums geben. Das
Bundesverfassungsgericht erklärte "Die im

Grundgesetz garantierte Menschenwürde ist

migrationspolitisch nicht zu relativieren“ und
verbot damit eigentlich Kürzungen unter das
Existenzminimum. CDU/ CSU, SPD und
Grüne mit ihrer Zustimmung und auch DIE
LINKE mit ihren teilweisen Enthaltungen
zum Ausgrenzungs-Gesetzespaket begehen
somit kollektiven Verfassungsbruch.

VERARMUNGSPROGRAMM HARTZ 4
Die nationale
Armutskonferenz
hat den 2.Schatten-
bericht „1 0 Jahre
Hartz IV“ vorge-
legt. Inzwischen
wachsejedes fünfte
Kind in Deutsch-
land in einer
einkommensarmen Familie auf.
Auch die Alten sind Opfer: "Bis zum Jahr
2030 wird – so politisch entschieden – das
Rentenniveau auf 43 Prozent sinken.
Die Folge wird sein, dass die Anzahl der
Rentnerinnen und Rentner, die auf
Grundsicherung im Alter angewiesen sind,
deutlich steigt.“ Waren es 2003 250.000
SeniorInnen, die auf Sozialleistungen
angewiesen waren, sind es mittlerweile
doppelt so viele. Besonders hoch ist das
Armutsrisiko bei Alleinerziehenden.
Schon heute lebten fast 40 Prozent aller
Alleinerziehenden von Hartz IV.

MIETSHÄUSERSYNDIKAT ZU
WOHNUNGSNOT UND STEIGENDEN
FLÜCHTLINGSZAHLEN
Die lauter werdende Aussage seitens der
Politik und der Medien, die Grenze der
Aufnahmefähigkeit Geflüchteter sei
angesichts knappen Wohnraums erreicht, soll
von selbstgemachten Problemen ablenken.
Stattdessen sind die Schwierigkeiten bei der
Unterbringung Geflohener Ausdruck
verfehlter Politik der letzten Jahrzehnte.
Wohnungsbau dient hierzulande - gesetzlich
abgesichert - in erster Linie Profitinteressen.
Daraus resultiert der Mangel an bezahlbarem
Wohnraum.
In der Öffentlichkeit wird der Eindruck
erweckt, verschiedene marginalisierte
Gruppen stünden in Konkurrenz um knappe
Ressourcen.
Diese vermeintliche Knappheit ist tatsächlich
eine Frage der gesellschaftlichen
Umverteilung. Daher:
- Flüchtlinge aufnehmen, Transit ermöglichen
- Wohnraum für alle! Egal mit welchem Pass
oder ob ohne Pass
- Nutzung von Leerstand
- Schaffung von bezahlbarem Wohnraum!




